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Fällen zu tun haben; das hat die Vergangenheit gezeigt. 
Es muss die Frage gestellt werden: Wenn nicht wir als 
Bundestag, wer soll dann einschätzen können, ob die 
Abwägungen, die im Einzelfall von dem Sachverständi-
gengremium und der Regierung getroffen worden sind, 
nachvollziehbar und richtig waren? Nur dann, wenn wir 
feststellen, dass da Mängel bestehen, würde sich eine 
Änderung aufdrängen. Dann wäre der Bundestag meines 
Erachtens gefordert, nachzujustieren und an dem Gesetz 
vielleicht noch etwas zu ändern. Wir brauchen aber beim 
besten Willen keine Klausel im Gesetz, die das zwin-
gend vorschreibt.

Ich bitte um Ihre Zustimmung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. – Dann schließe ich die Aussprache.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung des Bundesministergesetzes und des 
Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Parlamentari-
schen Staatssekretäre. Der Innenausschuss empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 16/5419, 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksa-
che 16/4630 in der Ausschussfassung anzunehmen. 
Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 16/5429 vor, 
über den wir zuerst abstimmen. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? – Wer stimmt dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Damit ist der Änderungsantrag mit den 
Stimmen von CDU/CSU und SPD bei Zustimmung der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und einiger Abgeord-
neter der Fraktion Die Linke und ansonsten Enthaltung 
der Fraktion Die Linke abgelehnt.

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – 
Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung bei Ent-
haltung der Fraktion Die Linke angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Gesetz-
entwurf ist mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung der Fraktion Die 
Linke angenommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Hubertus Zdebel, Eva Bulling-Schröter, Caren 
Lay, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE

Umgang mit Atommüll – Defizite des Ent-
wurfs des Nationalen Entsorgungsprogramms 
beheben und Konsequenzen aus dem Atom-
mülldesaster ziehen

Drucksache 18/5228 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 25 Minuten vorgesehen. – Ich sehe kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält Hubertus 
Zdebel, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Hubertus Zdebel (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Schade, dass kein Vertreter des Umweltministeriums 
mehr da ist bei dieser Diskussion um ein Thema, das ins-
besondere Ministerin Hendricks, aber auch Minister 
Gabriel, der ja für Wirtschaft und Energie zuständig ist, 
umtreibt.

Ich komme zum Thema. Eher unfreiwillig, nämlich 
zur Umsetzung einer EU-Richtlinie, hat das Umweltmi-
nisterium unter dem harmlosen Titel „Nationales Entsor-
gungsprogramm“, abgekürzt: NaPro, endlich einen Ent-
wurf vorgelegt, wie der künftige Umgang mit allen 
Arten von Atommüll bis hin zur vermeintlichen Endla-
gerung aussehen soll. Der Entwurf ist an und für sich 
ziemlich enttäuschend; denn die vorhandenen Probleme 
und ungelösten Fragen im Umgang mit den radioaktiven 
Abfällen werden darin weitgehend ausgeblendet. Das 
kritisieren wir; deshalb haben wir unseren Antrag vorge-
legt.

(Beifall bei der LINKEN)

Bestehende Probleme mit leckenden Atommüllfäs-
sern kommen ebenso wenig vor wie Brennelementezwi-
schenlager wie Brunsbüttel ohne Genehmigung. Die 
zeitlichen Prognosen des NaPro für die Errichtung eines 
Abfalllagers für hochradioaktive Abfälle sind unrealis-
tisch; das zeigen auch die bisherigen Diskussionen in der 
Endlagerkommission des Deutschen Bundestages nach-
drücklich. Auf die befristeten Genehmigungen für die 
zentralen Zwischenlager in Gorleben, bis 2034, und 
Ahaus, bis 2036, und darauf, welche Konsequenzen 
diese Befristungen nach sich ziehen, geht das Programm 
gar nicht ein.

Wir greifen mit unserem Antrag eine Vielzahl der 
Probleme auf, die auch von Antiatominitiativen und 
Umweltverbänden als Einspruch gegen das NaPro vor-
gebracht worden sind. 70 000 solcher Einsprüche hat es 
gegeben. Wir fordern, dass endlich Konsequenzen aus 
dem Atommülldesaster gezogen werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Eher unfreiwillig macht der Entwurf aber auch klar – 
und bestätigt uns Linke –: Der Umgang mit dem Atom-
müll muss vom Kopf auf die Füße gestellt werden. Die 
vom Bundestag im Rahmen des Standortauswahlgeset-
zes eingesetzte Atommüllkommission bekommt durch 
diesen Entwurf im Grunde einen umfassenden Neuauf-
trag auf den Tisch. Lassen Sie mich als Beispiel anfüh-
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ren: Das BMUB stellt fest – und das halte ich für einen 
ehrlichen Schritt –, dass es etwa 300 000 Kubikmeter 
leicht- und mittelradioaktiven Atommüll aus der Asse 
und aus der Urananreicherung in Gronau geben kann, 
der bislang in den Planungen nicht enthalten war. Er soll 
– so steht es in dem NaPro-Entwurf – entweder im 
Schacht Konrad oder aber gemeinsam mit den hochra-
dioaktiven Abfällen in einem noch zu findenden Endla-
ger versenkt werden.

Dies wird ausdrücklich unter den Vorbehalt der Be-
fassung durch die Endlagerkommission gestellt. Damit 
wird deren Auftrag de facto erweitert; denn bisher ist die 
Kommission nur für den hochradioaktiven Atommüll 
zuständig. Aus meiner Sicht und aus Sicht meiner Frak-
tion zeigt das NaPro damit auch, dass Konsequenzen mit 
Blick auf das von uns abgelehnte Standortauswahlgesetz 
und die Kommission diskutiert und gezogen werden 
müssen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das gilt ganz besonders, wenn der angestrebte gesell-
schaftliche Konsens bei der Atommülllagerung als Ziel 
erreicht werden soll.

Mit unserem Antrag wollen wir dafür sorgen, dass es 
endlich mehr Ehrlichkeit beim Umgang mit den radioak-
tiven Abfällen gibt. Deswegen fordern wir Linken eine 
umfangreiche Überarbeitung des Entwurfs des Nationa-
len Entsorgungsprogramms, die den gesamten vorhande-
nen und den künftig anfallenden Atommüll einbezieht 
und die vorhandenen Probleme tatsächlich beschreibt.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe einige konkrete Punkte schon erwähnt. Weitere 
finden Sie in unserem Antrag.

Außerdem fordern wir ein definitives Exportverbot 
für Atommüll und Konsequenzen aus dem Brunsbüttel-
Urteil, was die Zwischenlagerung angeht.

(Beifall bei der LINKEN)

Für Schacht Konrad fordern wir einen Neustart, genauso 
wie in Sachen Gorleben. Kommt es hier nicht zu einem 
Alternativenvergleich, dann muss das Projekt unserer 
Meinung nach aufgegeben werden.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist Steffen Kanitz, 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Steffen Kanitz (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege 
Zdebel, wenn man Sie so hört, dann stellt man, glaube 
ich, fest, dass es Ihnen weniger um das Nationale Entsor-
gungsprogramm und den Entwurf geht, den die Bundes-
regierung hier vorgelegt hat, sondern vielmehr um eine 
umfassende Bewertung sämtlicher Diskussionen, die wir 

im Moment in der Endlagerkommission führen. Ich 
finde, da gehören sie auch hin; dort sollten wir sie füh-
ren. Man kann sie auch jetzt, um 22 Uhr, noch führen, 
aber ich glaube, das wird der Bedeutung der Thematik 
nicht gerecht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser Bun-
desregierung ist es mit dem Nationalen Entsorgungs-
programm erstmalig gelungen, eine umfassende Road-
map für die nukleare Entsorgung vorzulegen. Das hat 
– das muss man auch hier an dieser Stelle noch einmal 
sagen – weder der Umweltminister Trittin noch der Um-
weltminister Gabriel geschafft. Diese Bundesregierung 
hat es hinbekommen. Insofern ein ausdrückliches Lob 
und Anerkennung dafür. Herzlichen Dank, dass Sie das 
hinbekommen haben.

Ich kann dieses Lob aber leider nicht uneingeschränkt 
auch für den Umgang mit Castoren aussprechen. Ich 
glaube, es ist völlig richtig, dass das BMUB bei der 
Frage, wie wir mit den ausstehenden Castortransporten 
umgehen, tätig wird – auch initiativ. Ich bitte nur 
dringend darum, dass es zu einer Abstimmung mit den 
Ländern kommt und wir dieses Schwarze-Peter-Spiel 
beenden.

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt nur ein Land, das da Probleme 
macht! Ein einziges!)

Der Antrag der Linken ist in jeder Hinsicht ein Rück-
schritt. Sie alle versuchen gemeinsam, diesen sehr 
wichtigen Punkt der Atommülllagerung auf den Sankt-
Nimmerleins-Tag zu verschieben und das Erreichte 
schlechtzureden. Ich will einmal einige Punkte aus dem 
Antrag sehr konkret durchgehen.

Erstens. Sie sprechen den Schacht Konrad an und for-
dern die Beendigung dieses bereits genehmigten Endla-
gers für schwach- und mittelradioaktive Abfälle. Sie 
wissen, dass Schacht Konrad mit erheblichen Konserva-
tivitäten geplant wurde. Der Präsident des BfS hat im 
Umweltausschuss noch einmal sehr deutlich gesagt, dass 
Schacht Konrad auch unter heutigen Rahmenbedingun-
gen absolut sicher ist und dass er insofern auch daran 
festhält.

(Hubertus Zdebel [DIE LINKE]: Deswegen 
funktioniert es ja auch nicht!)

Schacht Konrad, Herr Kollege Zdebel, ist die Achil-
lesferse beim Rückbau der Kernkraftwerke. Kommt 
Schacht Konrad nicht, dann müssen Sie den Bürgern vor 
Ort sehr konkret erklären, warum die Zwischenlager zu 
De-facto-Endlagern werden. Mir ist das aber schon rela-
tiv klar: Wenn man keinen Bürgermeister in einer der 
Gemeinden vor Ort stellt, dann juckt einen das offenbar 
nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie erwecken in Ihrem Antrag den Eindruck, als hätte 
sich die Abfallmenge schlagartig verdoppelt. Das geis-
terte auch mehrmals durch die Medien. Ich will das noch 
einmal ganz klar von uns weisen. Spätestens seit der Lex 
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Asse, spätestens seit April 2013, ist völlig klar, wie groß 
die Abfallmenge wird. Wir haben damals gemeinschaft-
lich die Rückholung der Abfälle aus der Asse vereinbart, 
sodass wir insofern mindestens mit den zusätzlichen 
300 000 Kubikmetern umgehen müssen. Um das hier 
aus Sicht der CDU/CSU-Fraktion ganz deutlich zu sa-
gen: Wir wollen keine Erweiterung des Schachtes 
Konrad durch die Hintertür. Ich glaube, es ist völlig rich-
tig, dass wir in der Endlagerkommission darüber spre-
chen, wie wir mit diesem Müll umgehen. Wir müssen 
schon darüber diskutieren, ob es richtig ist, diesen Müll 
in einem Endlager für hochradioaktive Abfallstoffe zu 
lagern. Aber in jedem Fall brauchen wir ein transparen-
tes und vernünftiges Verfahren, das objektiv und nach-
prüfbar ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ein zweiter Punkt, der immer wieder angesprochen 
wird, ist der der zeitlichen Abläufe. Da geistern viele 
Zahlen durch die Gegend, die man ein bisschen gerade-
rücken muss. Wir unterscheiden in der Endlagerkommis-
sion zwischen der Such-, der Errichtungs-, der Inbetrieb-
nahme- und auch der Verschlussphase. Das, was wir als 
aktuelle Politiker in der Endlagerkommission, die dafür 
verantwortlich sind, beeinflussen können, ist der Zeit-
punkt der Inbetriebnahme, den wir im Moment einiger-
maßen verlässlich auf 2050 quantifizieren können. Alles 
andere, etwa die Frage, wie lange die Einlagerungsphase 
dauert, wie lange das Monitoring dauert, wie lange wir 
über die Offenhaltungs- und Rückholungsoption spre-
chen, ist eine andere Sache. Es ist nicht Sache dieser Ge-
neration, das zu bewerten. Aber ich finde, es ist unsere 
Verantwortung, das zu tun, was wir im Moment beein-
flussen können. Das ist der schnellstmögliche Bau des 
Endlagers für hochradioaktive Abfallstoffe.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich möchte einen dritten Punkt ansprechen, den Sie in 
Ihrem Antrag haben, Herr Kollege Zdebel. Das ist das 
Thema Freimessung. Sie nutzen den Begriff in Ihrem 
Antrag sehr konkret, um damit Ängste in der Bevölke-
rung zu schüren. Dieser Begriff ist zugegebenermaßen 
sehr unglücklich gewählt. Aber ich möchte schon die 
Gelegenheit nutzen, um mit dem einen oder anderen 
Mythos aufzuräumen, etwa mit dem Mythos, dass durch 
Beimischen von Schutt zulässige Messwerte erreicht 
werden.

Ich zitiere dazu die Strahlenschutzverordnung, in der 
es sehr klar heißt:

Die Voraussetzungen für die Freigabe dürfen nicht 
zielgerichtet durch Vermischen oder Verdünnen 
herbeigeführt, veranlasst oder ermöglicht werden.

Um es ganz deutlich zu sagen: Oberflächlich konta-
miniertes Material wird gereinigt. Die entstehenden Ab-
fälle kommen ins Endlager. Alles andere, beispielsweise 
bis zu 90 Prozent des werthaltigen Betons, wird recycelt 
und wiederverwertet. Es entsteht dabei lediglich 3 Pro-
zent strahlender Abfall. Ich finde, man muss aufhören, 
bei den Menschen vor Ort Stimmung zu machen, um so 
die Lagerung von Bauschutt in Deponien zu verhindern. 
Ein Beispiel dafür ist das Kernkraftwerk Stade.

Ich möchte, um das ein bisschen einzuordnen, bei den 
Freigabewerten auf einen Punkt hinweisen. Der Bau-
schutt, der auf die Deponien kommt, darf eine maximale 
Strahlendosis von 10 Mikrosievert per annum haben. 
Wenn Sie, Herr Kollege Zdebel, zum Shoppen nach New 
York fliegen,

(Heiterkeit bei der LINKEN – Hubertus 
Zdebel [DIE LINKE]: Wann mache ich das 
denn?)

dann sind Sie einer Strahlenbelastung zwischen 32 und 
75 Mikrosievert ausgesetzt,

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das macht der nie! Der fliegt höchstens 
nach Moskau!)

das heißt dem Drei- bis Siebenfachen dessen, was Sie in 
einem ganzen Jahr an einer Deponie abbekommen 
dürfen. Wir sollten das also richtig einordnen, um wieder 
zu einer sachlichen Diskussion zu kommen. Ich finde, 
wir sollten das positiv sehen: Deutschland hat im Be-
reich des Rückbaus eine absolute Vorreiterrolle, die wir 
gemeinsam ausbauen sollten. Wir sollten daher nicht im-
mer nur zurückschauen, sondern vielmehr nach vorne 
schauen und die positiven Dinge sehen.

Sie haben das Brunsbütteler Urteil angesprochen. Um 
auch da mit einem Gerücht aufzuräumen: Das Gericht 
hat keine Sicherheitsdefizite festgestellt, sondern dem 
Zwischenlager die Betriebsgenehmigung entzogen, weil 
sicherheitsrelevante Unterlagen nicht zur Verfügung ge-
stellt werden konnten. Das ist ein signifikanter Unter-
schied. Um das an dieser Stelle einmal festzuhalten: Das 
Zwischenlager ist sicher. Das Justizministerium und das 
Innenministerium arbeiten im Moment an einer Antwort 
auf die Frage, wie man zukünftig mit solchen Unterlagen 
umgehen kann. Sehr plastisch beschrieben: Keiner von 
Ihnen würde den Bauplan des Tresors offenlegen, wenn 
die Panzerknacker schon vor der Tür stehen.

In einem weiteren Punkt sprechen Sie das Exportver-
bot an, dem man durchaus viel abgewinnen kann; das 
will ich überhaupt nicht bestreiten. Aber Sie haben einen 
ganz wichtigen Punkt vergessen. Sie haben vergessen, 
dass wir im Bereich der Medizin durchaus darauf ange-
wiesen sind, Kernbrennstoffe von außerhalb zu bekom-
men.

Ich nenne ein konkretes Beispiel, den FRM II in 
München. Der Forschungsreaktor FRM II in München 
produziert mithilfe der Kernenergie Kontrastmittel für 
die Krebsdiagnostik und die Tumortherapie. Allein in 
Deutschland sprechen wir von 60 000 Behandlungen pro 
Woche, 3 Millionen im Jahr. Der Kernbrennstoff für 
diesen Reaktor kommt aus dem Ausland. Der Grundsatz 
der Nichtverbreitungspolitik, dem wir uns verpflichtet 
fühlen, besagt, dass wir in der Lage sein müssen, den 
Kernbrennstoff an dieser Stelle zurückzuführen. Die 
Radioisotopen müssen just in time produziert werden. 
Wir können sie also nicht von irgendwoher aus dem 
Ausland beziehen. Ab 2018 wird es weltweit nur noch 
drei Reaktoren geben, die diese Radioisotope herstellen 
können. Deswegen ist es mein Wunsch und meine drin-
gende Bitte, dass wir, wenn wir über das Thema Export-
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verbote diskutieren, dafür sorgen, dass wir im Bereich 
der nuklearen Medizin zum Wohl der Patientinnen und 
Patienten in Deutschland weiterhin eine Vorreiterrolle 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der 
Abg. Bärbel Bas [SPD])

Ich möchte auf einen Punkt hinweisen, der immer 
wieder diskutiert wird, und zwar die Kosten. Wir sind 
uneingeschränkt für das Verursacherprinzip. Der Kos-
tenrahmen – das ist der Punkt, der ein bisschen missver-
ständlich ist – wird von uns in der Endlagerkommission 
ganz maßgeblich determiniert, weil er davon abhängig 
ist, wie viele Standorte wir oberirdisch und unterirdisch 
erkunden. Deshalb ist die Frage, ob das, was an Rück-
stellungen gebildet wurde, reicht, zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht abschließend zu beurteilen. Die Sicher-
heit hat für uns absoluten Vorrang. Das ist völlig klar. 
Das heißt aber nicht, dass wir Wirtschaftlichkeitsaspekte 
außer Acht lassen können; wir müssen vielmehr den 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit wahren.

Wenn wir alle das Interesse haben, dass das Verursa-
cherprinzip durchgesetzt wird, dann müssen wir uns am 
Ende auch fragen: Was ist verhältnismäßig, um ein End-
lager zu finden? Ich glaube, wir müssen eine ganze 
Menge gemeinschaftlich tun, aber wir dürfen nicht so 
blauäugig sein, zu glauben, alles würde bezahlt, unab-
hängig davon, was die Politik entscheidet.

Ich möchte einen letzten Punkt ansprechen: die 
Bürgerbeteiligung. Herr Kollege Zdebel, ich vertrete na-
türlich andere Wählerinnen und Wähler, als Sie das tun, 
aber auch die 42 Prozent der CDU- und CSU-Wählerin-
nen und -Wähler haben einen Anspruch darauf, dass ihre 
Meinung in Endlagerfragen Berücksichtigung findet, 
auch wenn sie vielleicht nicht so laut zur Schau gestellt 
werden wie andere. In Endlagerfragen setzt sich aber 
nicht derjenige durch, der am lautesten schreit; es geht 
vielmehr darum, dass wir eine möglichst breite gesell-
schaftliche Akzeptanz schaffen.

Gorleben wird von Ihnen immer wieder genannt. Das 
ist völlig klar. Das muss ich sagen: Wer eine objektive 
und wissenschaftsbasierte Endlagersuche möchte, der 
muss auch damit leben, dass wir am Ende des Verfahrens 
der Endlagerkommission einen Kriterienkatalog defi-
niert haben, anhand dessen sich jeder Standort, auch 
Gorleben, messen lassen muss. Wenn sich dann ergibt, 
dass der Standort ungeeignet ist, wird er aus dem Verfah-
ren fliegen. Das ist wie besprochen, aber wir werden das 
nicht im Vorfeld machen.

Zusammengefasst, Herr Kollege Zdebel, bedeutet der 
Antrag der Linken einen Rückschritt in der Endlager-
frage. Er bedeutet einen Stillstand beim Rückbau, und er 
bedeutet die Beendigung der medizinischen Nuklearfor-
schung. Insofern werden Sie sich nicht wundern, wenn 
wir einen solch rückschrittlichen Antrag nicht unterstüt-
zen können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist Sylvia Kotting-

Uhl, Bündnis 90/Die Grünen.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Lieber Hubertus Zdebel, ich gebe einigen eurer Forde-
rungen absolut recht, zum Beispiel dass die Rückstellun-
gen der AKW-Betreiber für Rückbau und Endlagerung 
in einen öffentlich-rechtlichen Fonds überführt werden 
müssen. Das ist völlig klar und richtig. Aber zu dieser 
Thematik gibt es schon einen eigenen Antrag von uns 
und auch einen von euch, die im Verfahren sind und be-
reits zu einer Anhörung im Wirtschaftsausschuss geführt 
haben. Andere Forderungen teile ich nur teilweise, man-
che auch gar nicht, oder ich teile die Einschätzung der 
Fakten nicht, wie zum Beispiel beim Entzug der Be-
triebsgenehmigung für das Zwischenlager Brunsbüttel.

Meine wirkliche Kritik an dem Antrag ist aber, dass 
er nicht in die Zeit passt. Wir haben vor einem Jahr eine 
Kommission zur Lagerung hochradioaktiver Abfälle ein-
gesetzt. Diese Kommission arbeitet, und sie arbeitet ein-
gedenk der wirklich schwierigen Grundbedingungen 
ziemlich gut.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Es gibt erste Ergebnisse und Erfolge.

Das NaPro, Hubertus, steht ausdrücklich unter dem 
Vorbehalt der Entscheidung der Kommission. Wir haben 
den Auftrag, uns damit zu befassen.

(Hubertus Zdebel [DIE LINKE]: Das habe ich 
doch gesagt!)

– Ja, aber es ist richtig, dass das so ist.

Ihr werft in eurem Antrag zum größten Teil Fragen 
auf, die der Bundestag der Kommission überantwortet 
hat, in der wir beide Mitglieder sind. Deshalb verstehe 
ich diesen Antrag nicht. Was macht es für einen Sinn, 
jetzt in einem Oppositionsantrag eine Entscheidung zu 
fordern, wann das Eingangslager für das zukünftige 
Endlager errichtet werden soll, wenn wir genau solche 
Fragen mit guten Argumentationen im Konsens in der 
Kommission lösen können?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Ich halte eure Forderung, das nicht mit der ersten 
Teilerrichtungsgenehmigung zu koppeln, für völlig rich-
tig. Aber wenn ihr das im Bundestag in einem Globalan-
trag zur Abstimmung stellt, wird es abgelehnt. In der 
Kommission dagegen hat diese vernünftige Forderung 
gute Aussichten, weil den Mitgliedern inzwischen 
bewusst ist, dass eine solche Frage elementar mit der 
Problematik Vertrauensaufbau zu tun hat. Bei einem 
Endlagerstandort auch nur den Eindruck zu erwecken, 
vor der Genehmigung würden bereits Fakten geschaffen, 
würde alle Glaubwürdigkeit eines noch so sorgfältigen, 
transparenten und partizipativen Verfahrens zunichtema-
chen.
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(A) (C)

(D)(B)

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich sehe auch keinen Sinn darin, dem Bundestag in 
seinen bekannten Mehrheiten jetzt ein Exportverbot für 
abgebrannte Brennelemente aus Forschungsreaktoren 
zur Abstimmung vorzulegen. Diese Gesetzesänderung 
kann nur in der Kommission erreicht werden, weil wir 
dort den Gesamtzusammenhang zwischen der Glaub-
würdigkeit der Entwicklung eines Verfahrens zur Endla-
gersuche für hochradioaktiven Atommüll und dem 
gleichzeitigen Export hochradioaktiven Mülls zum Bei-
spiel aus dem Forschungszentrum Jülich diskutieren. 

Ich finde es – ich muss das sagen – extrem schade, 
dass die Fraktion Die Linke nicht sieht oder nicht sehen 
will, welche Chance in der Kommission liegt,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

in der sich festgefahrene Haltungen lockern und Positio-
nierungen in breiter Mehrheit möglich sind, die sich in 
eurer und in unserer Fraktion vor drei Jahren noch nie-
mand hätte vorstellen können. Ja, eine solche Kommis-
sion muss den Geist des Kompromisses atmen. Anders 
kommt sie nicht zu Ergebnissen. Ich bin politisch auch 
eher mit der Fahne auf der Barrikade sozialisiert. Aber, 
liebe Freunde von der Linken, alles hat seinen Ort und 
seine Zeit. Wir haben mit dem Standortauswahlgesetz, 
das wir auftragsgemäß evaluieren und verändern, die 
historische Chance, einen Umgang mit Atommüll zu 
entwickeln, der in unserer Gesellschaft keine weiteren 
Wunden schlägt. Der Ort dafür ist die Kommission. Die 
Zeit ist jetzt.

In der Kommission erlebe ich den Kollegen Hubertus 
Zdebel als einen kritischen, skeptischen und konstrukti-
ven Mitwirkenden. Der vorliegende Antrag bringt in der 
Sache aber nichts. Er vertieft Gräben, wo wir derzeit 
Brücken bauen wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Deshalb in aller Freundschaft: Man kann Anträge vor 
der Abstimmung auch zurückziehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. – Für die SPD-Fraktion hat jetzt die 

Kollegin Hiltrud Lotze das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Hiltrud Lotze (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Der Antrag greift eine wichtige Frage auf, nämlich die 
Frage nach dem Umgang mit Atommüll, zieht aber zum 
Teil falsche Konsequenzen; dazu sage ich später noch et-
was.

Erst am vergangenen Samstag wurde das erste Atom-
kraftwerk nach dem neuen, endgültigen Atomausstieg 
abgeschaltet. Wie der Zufall es will, liegt es in Bayern. 
Es ist das Atomkraftwerk Grafenrheinfeld. Das macht 
die Frage nach dem Umgang mit dem Atommüll mehr 
als tagesaktuell.

(Beifall bei der SPD)

Wir alle wissen, dass wir in dieser so wichtigen Frage 
sehr viel weiter sein könnten, wenn nicht in der letzten 
Legislaturperiode von 2009 bis 2013 der Atomausstieg 
von der Union rückgängig gemacht worden wäre.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch gar nicht! Das ist Unsinn!)

Das waren in der Tat verlorene Jahre.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Wir steigen 
früher aus als Rot-Grün!)

Umso wichtiger ist, dass wir jetzt konsequent vorange-
hen und die Fehler der vergangenen Jahrzehnte nicht 
wiederholen.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen ist die Arbeit der Endlagerkommission – das 
hat die Kollegin Kotting-Uhl schon gesagt – so grundle-
gend und entscheidend.

Die Folgen des geradezu fahrlässigen Umgangs mit 
der Atomkraft sind uns gegenwärtig, zum Beispiel in 
Form der 26 Castoren, die noch aus dem Ausland zu-
rückkommen. Es kann doch nicht sein – das muss ich an 
dieser Stelle einfach sagen –, dass sich diejenigen, die 
jahrzehntelang die Atomkraft befürwortet haben und be-
sonders viel Atomstrom und damit auch Atommüll er-
zeugt haben, der Verantwortung in dieser Frage verwei-
gern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Max Straubinger [CDU/
CSU]: Wie ist das mit Niedersachsen? Die ver-
weigern sich auch!)

– Zu Niedersachsen komme ich gleich noch, was Sie si-
cherlich nicht verwundern wird.

Das ist unverständlich, zumal wenn dort mit dem Ge-
danken gespielt wird, weiterhin auf diese Hochrisiko-
technologie zu setzen, weil Leitungen oder Windräder 
das Panorama verschandeln könnten.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Das tun sie auch!)

Ich komme aus dem Wahlkreis, in dem Gorleben 
liegt. Mich hat es – genauso wie die meisten Menschen 
im Wendland – sprachlos gemacht, als ich gehört und 
gelesen habe, dass Bayern es strikt ablehnt, die auch mit 
bayerischem Atommüll befüllten Castoren zurückzuneh-
men, und das mit der Begründung, man könne das der 
Bevölkerung nicht zumuten.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: So ein Unsinn! 
Völliger Quatsch!)

Das war harter Tobak.
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(A) (C)
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(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Ich finde es schade, welche Wertschätzung für die Men-
schen außerhalb Bayerns damit zum Ausdruck kommt.

Ich lade Sie alle, insbesondere die Kolleginnen und 
Kollegen von der CSU, in das Wendland nach Gorleben 
ein.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Da war ich 
schon!)

– Wunderbar! Kommen Sie noch einmal. – Dort stehen 
in einem oberirdischen Zwischenlager 113 Castoren. Ich 
vermittle sehr gerne direkt am Zwischenlager einen Aus-
tausch mit der Bevölkerung und den örtlichen Kommu-
nalpolitikern. Sagen Sie einfach Bescheid. Dann bereite 
ich alles Notwendige vor.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Ich darf Sie bitten, vielleicht auch gleich die Unionsbür-
germeister aus Baden-Württemberg mitzubringen, die 
jetzt in das gleiche Horn stoßen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Umweltministerin Hendricks hat absolut richtig ent-
schieden, als sie festgelegt hat, dass auch Bayern einige 
Castoren übernehmen muss.

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dabei muss es auch bleiben!)

– Genau, dabei muss es auch bleiben. – Es handelt sich 
im Übrigen auch nur um die bescheidene Zahl von sechs 
bis neun Castoren. Herr Kanitz, die Länder hatten lange 
genug Zeit, sich freiwillig dazu zu äußern. Das war auch 
Grundlage der gesetzlichen Entscheidung.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Insofern war es richtig, an dieser Stelle jetzt eine klare 
Regelung zu treffen.

Nach dem Nationalen Entsorgungsprogramm, das im 
Übrigen fristgerecht vorgelegt worden ist, hat die Bun-
desregierung einen Plan aufgezeigt, wie sie in Zukunft 
verfahren wird. Sie hat eine offene und ehrliche Be-
standsaufnahme des vorhandenen und noch anfallenden 
Mülls gemacht, und sie hat gesagt, wie wir vorgehen 
wollen, und vor allen Dingen, dass wir den Ergebnissen 
der Endlagerkommission nicht vorgreifen wollen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich mache jetzt einmal mit Blick auf die Uhr ein biss-
chen schneller.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Sie können 
auch aufhören!)

– Das tue ich nicht, tut mir leid. – Der Antrag der Linken 
weist noch auf ein anderes Problem hin, auch wenn er da 
falsche Konsequenzen zieht. Auch das ist eben schon an-
gesprochen worden. Es geht um die Kosten für Rückbau 

und Endlagerung und um die Frage, wie sicher diese 
sind. Es ist gut, dass Minister Gabriel in dieser Sache die 
Initiative ergriffen hat. Sie alle wissen: Es gibt eine Stu-
die, die auf Schwachpunkte hingewiesen hat. Dazu hat 
es in der letzten Nacht eine Verständigung in der Koali-
tion gegeben. Die Verantwortung bleibt bei den Unter-
nehmen, die den Atomstrom produzieren. Es wird keine 
Verkleinerung des Haftungsvermögens erfolgen. Es gibt 
Stresstests für die Unternehmen, mit denen die Sicher-
heit der Rückstellungen geprüft wird. In einer Kommis-
sion soll die Frage geklärt werden, auf welchem Weg die 
Absicherung der finanziellen Verantwortung für Rück-
bau, Stilllegung und Endlagerung am besten erfolgen 
kann. Für die SPD sage ich hier noch einmal ganz deut-
lich: Wir werden keine Lösung akzeptieren, die da lau-
tet: Gewinne privatisieren, Verluste – in diesem Fall Fol-
gekosten – sozialisieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Sylvia 
Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Dann kann man einfach den Empfehlungen 
des Gutachtens folgen!)

– Ja.

Was den vorliegenden Antrag angeht, so können wir 
diesen nicht unterstützen, unter anderem deswegen – da-
rauf hat Frau Kotting-Uhl schon hingewiesen –, weil 
diesem mindestens ein grundsätzlicher Denkfehler zu-
grunde liegt. Sie fordern nämlich, dass der Auftrag der 
Endlagerkommission dem Nationalen Entsorgungspro-
gramm angepasst werden muss. Genau umgekehrt wird 
ein Schuh daraus; denn es besteht beim NaPro ein Revi-
sionsvorbehalt. Das Nationale Aktionsprogramm zur 
Entsorgung des Atommülls steht völlig zu Recht unter 
Vorbehalt der Ergebnisse der Endlagerkommission; denn 
es sollen nicht schon wieder Fakten geschaffen werden, 
bevor es einen breiten Diskurs gegeben hat.

Unser Fazit: Der Antrag enthält einige richtige An-
sätze. Die Konsequenzen, die daraus gezogen werden, 
sind jedoch zum großen Teil falsch.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. – Die Aussprache ist beendet.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 18/5228 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Ich sehe, das ist der Fall. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf:

Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/
CSU und SPD

Transparenzinitiative der Europäischen 
Kommission mitgestalten – Bewährte Stan-
dards im Handwerk und in den Freien Beru-
fen erhalten

Drucksache 18/5217 


